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Energiewende jetzt! 
 Die Katastrophe von Fukushima hat wieder schmerzlich vor Au-

gen geführt, dass es bei Atomkraft keine 100-prozentige Sicher-

heit gibt. Wir müssen aus dieser Risikotechnologie so schnell 

wie möglich raus. Die SPD hatte diesen Weg bereits mit dem 

rot-grünen Atomausstieg besiegelt, der ohne Not von Schwarz-

Gelb zugunsten der Atom-Lobby aufgekündigt wurde.  
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 Die Bundesregierung hat mitt-

lerweile eingesehen, dass ihr 

erst im letzten Herbst vorgestell-

tes „Energiekonzept“, das An-

gela Merkel eine „Revolution“ 

nannte, großer Mist war. Nun 

soll es ein neues Energiekonzept 

geben. Schwarz-Gelb ist jetzt 

doch gegen Atomkraft und will 

die Laufzeiten lieber doch nicht 

massiv verlängern. Das ist zwar 

nicht besonders glaubwürdig 

aber uns soll es recht sein. Mes-

sen werden wir Schwarz-Gelb 

aber lieber an den Taten. Die 

SPD-Bundestagsfraktion hat be-

reits ein Programm für eine 

nachhaltige, bezahlbare und si-

chere Energieversorgung vorge-

legt, das es umzusetzen gilt.  
 

 Zur Energiewende brauchen wir 

mehr Investitionen in die Spei-

cherung von Energie, denn das 

Aufkommen von Erneuerbarer 

Energie schwankt. Wir brauchen 

einen Ausbau der Leitungen, 

weil Strom nicht zwingend dort 

gebraucht wird, wo er erzeugt 

wird. Wir müssen  Energie ein-

sparen, z.B. durch die zuletzt 

von Schwarz-Gelb massiv ge-

kürzte CO2-Gebäudesanierung, 

den Ausbau der Energiebera-

tung und die Entwicklung von 

intelligenten Haushaltsgeräten. 

Energie muss bezahlbar blei-

ben. Dafür brauchen wir neben 

Einsparung auch mehr Wettbe-

werb auf dem Energiemarkt.  

Noch einige Energie-Fakten: 
 

Wie viel zahlen wir für  

Erneuerbare Energie (EEG)? 

2011 ist die EEG-Umlage von 2 

Cent/kWh auf 3,5 Cent gestie-

gen. 2016 wird sie voraussicht-

lich ihren Höhepunkt bei bis zu 

3,9 Cent/kWh erreichen. Für ei-

nen Durchschnittshaushalt wä-

ren dies im Monat zwischen 

8,50 und 12 Euro. Danach wird 

die Umlage kontinuierlich sin-

ken, weil Erneuerbare Energie 

bis dahin wettbewerbsfähig ist 

und die festen Vergütungen 

nach und nach auslaufen.  
 

Explodieren die Strompreise 

wegen Erneuerbarer Energie?  

Nein. Zwischen 2000 und 2010 

verteuerte sich die monatliche 

Stromrechnung um etwa 27 Eu-

ro. Die EEG-Umlage pro Haushalt 

und Monat stieg aber um weni-

ger als drei Euro. Die Erneuerba-

re Energie hatte also nur einen 

relativ kleinen Anteil an den Stei-

gerungen.  
 

Ist Atomkraft billig(er)?  

Nein. Eine Studie kommt zum 

Ergebnis, dass Kernenergie seit 

1950 mit mindestens 165 Mrd. 

Euro staatlich gefördert wurde 

und Steuervergünstigungen in 

Höhe von 65 Mrd. Euro einge-

strichen hat. Die erst noch anfal-

lenden Kosten (z.B. Suche nach 

Endlagern), belaufen sich auf  

insgesamt 93 Mrd. Euro. 

Kahlschlag Städtebau 
 

 Statt endlich diejenigen heran-

zuziehen, die die Finanzmarkt-

krise verursacht haben, will die 

Bundesregierung lieber an den 

Lebensbedingungen vor Ort 

und bei den Kommunen spa-

ren. Erinnert sich noch jemand 

an die Finanztransaktions-

steuer, die Angela Merkel erst 

ablehnte, dann angeblich doch 

wollte und von der man seit-

dem nichts mehr gehört hat? 
 

 Während Schwarz-Gelb weiter 

eine Beteiligung der Krisenver-

ursacher „prüft“, sind die Kür-

zungen für die Städtebauförde-

rung bereits auf dem Weg. Und 

so sieht das konkret aus: Die 

Förderung für die Soziale Stadt 

Rosenheim soll von 1,65 Mio. 

Euro auf nur noch 0,4 Mio. Eu-

ro sinken. Für Raubling stehen 

statt 240.000 nur noch 30.000 

Euro zur Verfügung. Die Förde-

rung für Kolbermoor soll von 

300.000 auf 180.000 Euro in 

diesem Jahr sinken.  
 

 Bundesbauminister Peter 

Ramsauer (CSU) plant schon 

den nächsten Schlag: Die Bun-

desmittel für die Städtebauför-

derung sollen von 455 Mio. auf 

nur noch 265 Mio. Euro im 

nächsten Jahr sinken – 2010 

waren es noch 590 Mio. Euro.  
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Konzept zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

 

Die SPD hat im Bundestag einen 

Antrag zum Ausbau der Präven-

tion und Gesundheitsförderung 

eingebracht, den ich als Bericht-

erstatterin erarbeitet hatte.  
 

 Wir fordern in dem Antrag u.a. 

eine bessere Abstimmung der 

bestehenden Maßnahmen im 

Rahmen einer Präventionsstrate-

gie und ein Präventionsgesetz, 

um die Prävention zu einer ei-

genständigen Säule im Gesund-

heitswesen auszubauen. Es geht 

darum, das Entstehen von 

Krankheiten zu vermeiden und 

im Falle einer Erkrankung die 

Verschlechterung des Zustandes 

zu verhindern. Thema ist dabei 

auch die Prävention im Alter. Ziel 

ist es, Prävention stärker vor Ort 

zu bringen, also zum Beispiel in 

Schulen, die Soziale Stadt, Mehr-

generationenhäuser, Altenheime 

und an den Arbeitsplatz.  

Prävention stärken 

 Das SPD-Präsidium hat ein 

Konzept zur besseren Verein-

barkeit von Familie und Beruf 

vorgestellt. Hier die wichtigs-

ten Ziele und Forderungen: 
 

gleiche Bezahlung für Frauen 

und Männer, die Eindämmung 

des Missbrauchs der Zeitar-

beit und ein flächendeckender 

gesetzlicher Mindestlohn.  
 

Umbau des Ehegattensplitting 

zur individuellen Besteuerung  

-  aus Gründen des Vertrauens-

schutzes allerdings nur für 

künftige Ehen. Unterhaltsver-

pflichtungen könnten aber wei-

ter geltend gemacht werden. 
 

Prüfung des Rechts auf die 

„kurze Vollzeitarbeit“ für Väter 

und Mütter (30-35 Stunden). 
 

Einführung einer 10-tägigen 

bezahlten Pflegezeit, wenn ein 

Angehöriger pflegebedürftig 

wird mit Rechtsanspruch. 
 

Fachkräfteoffensive für Erzie-

herinnen und Erzieher. 
 

Masterplan Ganztagsschule 

mit 7.000 neuen Ganztags-

schulen bis 2015 und einem 

flächendeckenden & bedarfs-

gerechten Angebot bis 2020. 
 

Schrittweise Rechtsanspruch 

auf Ganztagsbetreuung in Ki-

tas - für Alleinerziehende ab 

2013 und für alle ab 2017. 
 

 Damit bauen wir auf unserem 

bisherigen Kurs auf: Die SPD 

hatte noch unter Rot-Grün ein 4 

Mrd. Euro schweres Ganztags-

schulprogramm gestartet, den 

Ausbau der Kleinkinderbetreu-

ung erstmals mit Bundesmitteln 

unterstützt und in der Großen 

Koalition weiter vorangetrieben, 

sowie den Rechtsanspruch auf 

einen Platz in der Kita ab dem 

ersten Geburtstag, der ab 2013 

gilt, gegen CDU und CSU durch-

gesetzt. 

  

 Auf großes Interesse stieß die 

Veranstaltung „Wege aus der 

Zwei-Klassen-Medizin“ in Wasser-

burg, bei der wir mit Experten 

über die Bürgerversicherung dis-

kutierten. Mit dabei waren Ger-

hard Schöndorfer (Direktor AOK 

Rosenheim) sowie unsere Stadt-

räte Dr. Christine Mayerhofer 

und Wolfgang Janeczka, die als 

Ärztin respektive als stv. Leiter 

der Schule für Gesundheits- und 

Krankenpflege im Inn-Salzach-

Klinikum berichten konnten. 

 Gesundheit in Wasserburg 

 Steuern in Rosenheim 

 Dass Steuerrecht kein trockenes 

Thema sein muss, bewies mein 

Kollege, der Finanzexperte Lothar 

Binding in Rosenheim. Auf der 

Veranstaltung „Steuern - einfach 

und gerecht. Ist das möglich?“ 

lieferte er einen spannenden 

Überblick über das Steuersystem 

und forderte: „So gerecht wie 

möglich, so einfach wie nötig und 

nie so niedrig, dass alle zufrieden 

sein werden“. In der Diskussion 

ging es u.a. um Vermögens-, Erb-

schafts- und Transaktionssteuer. 

Vorher waren wir in Kolbermoor 

zum Thema Kommunalfinanzen 

bei Bürgermeister Peter Kloo.  

  

Zur Gesundheitspolitik nehme 

ich bayernweit Veranstaltungen 

wahr; Foto unten: Traditionelles 

Fischessen in Ergoldsbach. 

  

Weiterhin ein beliebtes Reise-

ziel: Im Foto oben eine Besu-

chergruppe aus der Region in 

Berlin im Reichstag. 
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 Nach dem nunmehr dritten 

Spatenstich scheint es mit dem 

von Österreich und Italien ge-

planten Brennerbasistunnel tat-

sächlich voranzugehen. Auf 

deutscher Seite stellt sich die 

Frage nach dem notwendigen 

Zulauf zum Tunnel. 
 

 Erstmals gibt es auf Basis des 

zu erwartenden Verkehrs im Auf-

trag des Bundesverkehrsministe-

riums einen Vorschlag. Dieser 

sieht zusätzliche Gleise im Inn-

tal vor sowie eine Umfahrung 

Rosenheims. Der Fernverkehr 

würde an Rosenheim ohne Zwi-

schenstopp vorbeiziehen. Die 

Kosten-Nutzen-Bewertung des 

Vorschlags ist (ebenso wie die 

Planungstiefe) sehr schlecht - 

die Umsetzungswahrscheinlich-

keit zumindest in dieser Form ist 

deswegen offen. Das ist gut so! 

 Bisher sieht es nämlich so aus, 

dass mit diesem Plan kaum Gü-

terverkehr von der Straße auf 

die Schiene verlagert würde 

und das ganze so knapp kalku-

liert ist, dass für angemessenen 

Lärmschutz und Maßnahmen 

wie eine Gleisverlagerung wohl 

kaum Mittel vorhanden wären.  
 

 Auf Nachfrage hat mir das Bun-

desverkehrsministerium mitge-

teilt, dass bei einer Realisierung 

des Brennerbasistunnels in je-

dem Fall zusätzliche Gleise im 

Inntal notwendig sind: „Mit der 

Realisierung des Brennerbasis-

tunnels werden die Verkehrs-

mengen so stark ansteigen, dass 

eine Kapazitätserweiterung der 

Bestandsstrecke nicht ausrei-

chen wird“. Daniela Ludwig hatte 

- wohl um die Inntaler zu beruhi-

gen - das Gegenteil behauptet. 

 Meiner Meinung nach muss das 

Bundesverkehrsministerium jetzt 

als erstes auch gegenüber Ita-

lien und Österreich tatsächlich 

das klare Ziel der Verkehrsver-

lagerung auf die Schiene verfol-

gen - sonst macht der ganze 

Tunnel gar keinen Sinn. Dann 

müssen die Gemeinden unbe-

dingt in die Zulauf-Planung ein-

bezogen werden und Bundesver-

kehrsminister Peter Ramsauer 

muss endlich mit der Bahn Kon-

takt aufnehmen (das hat er, wie 

ich höre, noch nie zum Thema 

Brenner gemacht) und Geld für 

die Planung bereitstellen.  
 

 Ich plane deswegen gemeinsam 

mit meinen Kollegen Ewald 

Schurer MdB und Bärbel Kofler 

MdB eine Brennerkonferenz bei 

uns in der Region - die Bahn hat 

bereits zugesagt!  

Brennerbasistunnel: Wir geht es weiter mit dem Zulauf ? 

A 8: Noch nicht das letzte Wort gesprochen! 

 Nachdem der sogenannte Pla-

nungsdialog zum sechsspurigen 

Ausbau der A8 zwischen Rosen-

heim und Salzburg mit Beteili-

gung der Gemeinden und Bür-

gerinitiativen vorerst abge-

schlossen ist, ist leider nicht al-

les gut. Der künftige Lärmschutz 

insbesondere für Frasdorf, Rohr-

dorf und Bernau bleibt strittig. 
 

 Die Planungsempfehlung der 

landkreisübergreifenden Len-

kungsgruppe ist lediglich eine 

Galerie-Lösung (z.B. gekrümmte 

Lärmschutzwände also eine 

„Teil-Einhausung“) für Rohrdorf-

Achenmühle, eine Mischung 

aus Volleinhausung und Galerie

-Abschnitten für Frasdorf sowie 

einfache Lärmschutzwände für 

Bernau (eventuell mit einer Ga-

lerie für Hötzing). Die im Pla-

nungsdialog erfolgte Bewertung 

der verschiedenen Planungsvari-

anten mit einer Gewichtung hat-

te eigentlich ein anderes Ergeb-

nis gehabt. Da hatten eine um-

fangreichere Einhausung für 

Frasdorf, Leitenberg, Um-

rathshausen (die Grünbrücken-

Lösung, eine begrünte Einhau-

sung) sowie eine Einhausung 

Achenmühle-Daxa sowie die 

nördliche Galerie Hötzing die 

meisten Punkten erhalten.     
 

 Dass laut den Bürgerinitiativen 

auch der kommunale Landkreis-

vertreter offenbar gemeinsam 

mit den Vertretern der Auto-

bahndirektion und des Bundes-

verkehrsministeriums diese Er-

gebnisse ignoriert und die be-

teiligten Bürgerinitiativen und 

Gemeinden überstimmt hat, ist 

gelinde gesagt unverständlich.  
 

 Das ist umso ärgerlicher, weil 

das damals noch SPD-geführte 

Bundesverkehrsministerium die 

Grünbrücken-Lösung unterstützt 

hatte. Jetzt unter CSU-Führung 

sieht das offenbar anders aus. 

Ich bin nicht bereit, das einfach 

so hinzunehmen und werde da-

gegen ankämpfen! 

Arbeitslose sollen  

zahlen 

Schwarz-Gelb setzt den 

unsozialen Kurs fort, 

die Krisenkosten in ers-

ter Linie auf die Arbeits-

losen und deren Chan-

cen abzuwälzen. Nach 

den bereits massiven 

Kürzungen für die Job-

Center in Rosenheim 

und der Streichung des 

Elterngeldes für Ar-

beitslose will Schwarz-

Gelb nun u.a. die För-

derung der Selbständig-

keit („Gründungszu-

schuss“) für Arbeitslose 

kaputt machen!  
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01.05. 10.00  Maikundgebung, Gewerkschaftshaus, Rosenheim 

02.05. 19.30  SPD-UB-Vorstand, Rosenheim 

03.05. 09.30  Besuch beim AWO-Integrationskindergarten, Rosenheim 

04.05. 19.30  SPD-OV-Großkarolinenfeld 

05.05. 10.00  60 plus: Gesund und sicher leben, Max-Josefs-Platz, Rosenheim 

05.05. 18.30  Mai-Empfang des Landrates, Rosenheim 

06.05. 16.00  Landesvorstand AG 60 plus, Nürnberg 

07.05. 10.00  Landeskonferenz AG 60 plus, Nürnberg 

09.05.bis 13.05.             Sitzungswoche Deutscher Bundestag, Berlin 

14.05.   Betriebsausflug Gesicht zeigen, Sameralm 

14.05. 19.00  Jahreshauptversammlung SPD-OV-Prien, Prien 

16.05. 19.00  SPD-KV-Rosenheim-Konferenz, Jahreshauptversammlung 

17.05.bis 20.05.             Delegationsreise der Dt.-Österreichischen Parlamentariergruppe 

20.05. 17.00  Eröffnung Apothekertag, Rosenheim 

21.05.   AfA-Landeskonferenz (Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen) 

23.05.bis 27.05.             Sitzungswoche Deutscher Bundestag, Berlin 

28.05. 13.30  ESV-Stockschießturnier, Rosenheim 

Abgeordnetenbüro 

Angelika Graf MdB 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 
Telefon: 030-227 77313 

Fax: 030-227 76792 

E-Mail: angelika.graf@bundestag.de 
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Persönlich gesehen... 

pflanzung in den Mutterleib und die 

eventuell darauf folgende Verwer-

fung erlaubt sein sollen. 
 

 Zur Beratung stehen drei fraktions-

übergreifende Anträge: Ein Antrag 

spricht sich für die Zulässigkeit der 

PID in Ausnahmefällen aus, ein An-

trag will ein umfassendes Verbot, 

ein weiterer Antrag will PID grund-

sätzlich gesetzeswidrig aber in Aus-

nahmefällen straffrei machen.  
 

 Ich persönlich unterstütze den ers-

ten Antrag, also die Zulässigkeit in 

Ausnahmefällen, weil PID meiner 

Meinung nach für Eltern mit entspre-

chenden genetischen Dispositionen 

zur Vermeidung von Tot- oder Fehl-

geburten in gewissen Fällen eine 

große Hilfe sein kann, um Leid und 

schwere psychische Belastungen zu 

begrenzen. Der Antrag sieht zur Ver-

hinderung von Missbrauch vor, dass 

die PID nach verpflichtender Aufklä-

rung und Beratung sowie einem po-

sitiven Votum einer Ethik-

Kommission in den Fällen zulässig 

sein soll, in denen ein oder beide El-

ternteile die Veranlagung für eine 

schwerwiegende Erbkrankheit in 

sich tragen oder mit einer Tot- oder 

Fehlgeburt zu rechnen ist. Im Vorfeld 

der PID soll eine sorgfältige Diagnos-

tik bei beiden Partnern erfolgen. Die 

PID soll an lizenzierten Zentren vor-

genommen werden.  
 

 Eure Angelika 

Liebe Genossinnen und Genossen, 
 

wie viele von Euch schon wissen, hat 

es meine langjährige Büroleiterin 

Isabella Walter nach Schweinfurt 

verschlagen. Sie ist dort jetzt Ge-

schäftsführerin des SPD-Unter-

bezirks. Ich habe sie schweren Her-

zens ziehen lassen. Judith Schäfer, 

die ihr ja schon kennt, hat die Nach-

folge als wissenschaftliche Mitarbei-

terin und Büroleiterin in Vollzeit 

übernommen. Neu dabei ist Alexand-

ra Schiel aus Grabenstätt, die die 

Halbtagsstelle übernimmt. Alexandra 

war zuletzt bei meiner Kollegin Bär-

bel Kofler aus dem Nachbarwahl-

kreis. Judith und Alex stehen Euch 

gerne als Ansprechpartnerinnen vor 

Ort zur Verfügung! Mein Bürgerbüro 

in Rosenheim ist Montag bis Mitt-

woch von 8-16 Uhr, Donnerstag von 

8-18 Uhr und Freitags von 8-13.30 

Uhr und nach Vereinbarung geöffnet.  

_______________________________ 

PID-Debatte im Bundestag 
 

 Im Bundestag hat jetzt die Debatte 

über die Präimplantationsdiagnostik 

(PID) begonnen. Hier steht nach ei-

nem Urteil des Bundesgerichtshofes 

eine Neuregelung an. Die Abstim-

mung darüber ist eine Gewissens-

entscheidung. Jeder und jede Abge-

ordnete muss darüber entscheiden, 

ob und inwieweit die Untersuchung 

von im Reagenzglas erzeugten Emb-

ryonen auf Krankheiten vor der Ein-


